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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 11a AL 128/07 B 
 
L 3 AL 105/06 (Schleswig-Holsteinisches LSG) 
S 2 AL 7/05 (SG Itzehoe) 
 
 
 
 
..................... , 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ......................................................, 
 
 
 
 

g e g e n 
 
 
Bundesagentur für Arbeit, 
Regensburger Straße 104, 90478 Nürnberg, 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 
 
 

Der 11a. Senat des Bundessozialgerichts hat am 12. Februar 2008 durch  

die Vizepräsidentin   Dr.  W e t z e l - S t e i n w e d e l   sowie die Richter 

Dr.  V o e l z k e   und   Dr.  L e i t h e r e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des  

Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 6. Juli 2007 wird als unzulässig  

verworfen.  

 

Kosten des Beschwerdeverfahrens sind nicht zu erstatten.  
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G r ü n d e : 

 

Die Beschwerde ist nicht zulässig. Denn der in der Beschwerdebegründung behauptete Verfah-

rensmangel einer Verletzung des rechtlichen Gehörs durch das Landessozialgericht (LSG) ist 

nicht in der nach § 160a Abs 2 Satz 3 Sozialgerichtsgesetz (SGG) gebotenen Weise 

bezeichnet.  

 

Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, 

auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 SGG), müssen bei 

der Bezeichnung des Verfahrensmangels (§ 160a Abs 2 Satz 3 SGG) die den Mangel 

(vermeintlich) begründenden Tatsachen substantiiert dargetan werden (stRspr, ua BSG SozR 

1500 § 160a Nr 14, 36). Erforderlich ist weiter die Darlegung, dass und warum die 

Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf dem Mangel 

beruhen kann, dass also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht (BSG aaO). 

Wird als Verfahrensmangel die Verletzung des rechtlichen Gehörs gerügt, muss ua vorgetragen 

werden, welchen erheblichen Vortrag das Gericht entweder nicht zur Kenntnis genommen hat 

oder welches Vorbringen durch das Gericht verhindert worden ist, und inwiefern das 

angefochtene Urteil darauf beruht (BSG SozR 1500 § 160a Nr 36; stRspr). Diesen 

Anforderungen genügt die Beschwerdebegründung des Klägers offensichtlich nicht.  

 

Dem Vorbringen der Beschwerdebegründung ist schon nicht zu entnehmen, welcher Vortrag 

des Klägers in der Berufungsinstanz vom LSG konkret nicht beachtet worden ist. 

Entsprechende Darlegungen wären im Übrigen auch nicht möglich gewesen, denn die 

Berufung ist ausweislich der beigezogenen Gerichtsakten trotz mehrfacher Erinnerung durch 

das LSG nicht begründet worden. Soweit in der Beschwerdebegründung vorgetragen wird, das 

LSG habe Vorbringen nicht beachtet, wonach der Kläger auf Grund der Dauer seiner 

Betriebszugehörigkeit über den 3. November 2004 hinaus Insolvenzgeld (Insg) habe be-

anspruchen können, ist dieses Vorbringen im Übrigen offensichtlich unschlüssig. Denn der 

Insg-Zeitraum umfasst nach § 183 Abs 1 Satz 1 Sozialgesetzbuch - Drittes Buch-  lediglich die 

dem Insolvenzereignis vorausgehenden drei Monate des Arbeitsverhältnisses. Schließlich fehlt 

auch eine substantiierte Darstellung der sachlich-rechtlichen Auffassung des LSG (vgl BSG 

SozR 1500 § 160a Nr 36 mwN), sodass allein nach dem Vorbringen des Beschwerdeführers 

nicht beurteilt werden kann, inwiefern die angefochtene Entscheidung auf einer etwaigen 

Nichtbeachtung von Sachvortrag beruhen kann.  

 

Die unzulässige Beschwerde ist zu verwerfen (§§ 160a Abs 4 Satz 2, 169 SGG).  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf § 193 SGG.  
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